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Kommunen und Graffiti

1. Den Gemeinden kommt bei der Auseinandersetzung mit dem Komplex „Graffiti“ eine 

zentrale Bedeutung zu. Insbesondere präventive - aber auch repressive - Maßnah-

men der Kommunen haben gute Chancen, die unglaublich hohen Schäden, die der 

öffentlichen Hand aber auch Privatpersonen durch illegale Schmierereien an Bau-

werken entstehen, zu vermeiden oder sie zu verringern.

2. Wenn bisher derartige Versuche durch Gemeinden oft nur geringe Erfolge aufwie-

sen, lag dies u.a. auch in der Tatsache begründet, dass deren Verwaltungsstruktu-

ren zu schwerfällig und umständlich auf die Herausforderung von illegalen Graffiti-

Sprayern reagierten. Entscheidende Grundvoraussetzung für eine optimale Präventi-

onsstrategie ist eine zentrale Zuständigkeit innerhalb der kommunalen Behörde, d.h. 

ein Mitarbeiter, der unmittelbar einem Amtsleiter oder einem Dezernenten unter-

stellt ist, muss die Gesamtverantwortung für die erforderlichen Maßnahmen aller 

Abteilungen tragen. Er organisiert die Öffentlichkeitsarbeit und die Zusammenarbeit 

mit anderen Behörden, ist Ansprechpartner für die Bürger (,‚Hotline“) und er koordi-

niert die unterschiedlichen Zuständigkeiten innerhalb der eigenen Behörde, wie sie 

sich aus den nachfolgend dargestellten Aufgabenbereichen ergeben.

Die Zusammenarbeit mit den örtlichen Präventionsräten ist für diese Sachbearbeiter 

von entscheidender Bedeutung.

Beseitigung von Graffiti an städtischen Bauwerken

Nachdem die erforderlichen verwaltungsmäßigen Strukturen dargestellt worden sind, 

ist einleitend mit Nachdruck darauf hinzuweisen, dass von Seiten der Gemeinden als 

erstes die Schäden an ihren eigenen Gebäuden beseitigt werden müssen, um die

Argumente von Bürgern zu entkräften, die eine Graffitibeseitigung im Hinblick auf 

gleichfalls verunzierte gemeindeeigene Bauwerke ablehnen.

Um dieses Ziel zu erreichen, erscheint es unbedingt erforderlich, dass sich die Gemein-

de zunächst einen Überblick über den Umfang der Beschädigungen verschafft, da nur 

so die Notwendigkeit und vor allem die Kostendimensionen den Entscheidungsträgern 

dargestellt werden können.
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Die Durchführung dieser Schadensfeststellung wird sich im Einzelfall - insbesondere bei 

größeren Städten - schwierig gestalten, jedoch kann - soweit die Schäden der Verwal-

tung nicht ohnehin bekannt sind - durch eine Aufforderung zur Schadensermittlung an 

die einzelnen Leiter von kommunalen Einrichtungen ein recht genauer Überblick erzielt 

werden.

Für die eigentliche Schadensbeseitigung bieten sich unterschiedliche Modelle an. Es 

gibt Gemeinden die hierfür auf eigene Ressourcen zurückgreifen (Werkhöfe, „Ein-Euro-

Jobs“) oder eigene Instanzen schaffen, wie etwa die Stadt Pforzheim, die ein eigenes 

„Anti-Graffiti-Mobil“ verwendet, von dessen Besatzung unverzüglich nach Eingang einer 

Schadensmeldung die Graffiti beseitigt werden. Hierbei ist auf die Gefahren hinzuwei-

sen, dass durch nicht ordnungsgemäße Entfernung der Graffiti der Schaden noch ver-

größert werden kann.

Mit der Entfernung werden häufig Firmen beauftragt, die mit der hier unbedingt

erforderlichen Sachkunde die Beseitigung der Schmierereien durchführen können. Im 

Hinblick auf denkbare Gewährleistungen bietet dieses Modell Vorteile, jedoch ist der 

Kostenfaktor zu beachten.

Wegen weiterer Einzelheiten ist auf das Merkblatt „Hauseigentümer und Graffiti“ Und 

der dortigen Anlagen in dieser Arbeitsmappe hinzuweisen.

In jedem Fall sollte die Beseitigung der Graffiti mit einem Gebäudeschutz kombiniert 

werden, durch den eine erneute Gebäudebeschädigung verhindert oder zumindest 

massiv erschwert wird. Das einfache Überstreichen bemalter Bauwerkteile wird von 

„Graffitikünstlern“ häufig als Bereitstellung einer Grundierungsfläche für neue „Gemäl-

de“ missverstanden.

Die Stadt Hamburg etwa hat die Bedeutung des Kombinationsmodells erkannt und die-

ses dadurch umgesetzt, dass sie privaten Geschädigten einen erheblichen Teil der 

Beseitigungskosten erstattet, wenn diese zeitgleich Schutzmaßnahmen durchführen 

lassen.

Auch für gemeindeeigene Objekte sollten diese Schutzanstriche verwendet werden.
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Wenn die Gebäude dennoch erneut verunziert werden, gilt auch hier der oberste 

Grundsatz: Die Graffiti müssen sofort entfernt werden, denn allein hierdurch wird eine 

weitgehende Demotivation der Täter erzielt.

Graffiti an Bauwerken anderer Behörden

Durch die Sprayer werden nicht nur Privathäuser und gemeindeeigene Gebäude

beschädigt, sondern auch Objekte anderer Dienststellen und Verwaltungen.

Von illegalen Graffiti sind vor allem betroffen:

1. Einrichtungen der Deutschen Bahn (Bahnhöfe, Brücken, Schallschutzwände, Warte-

häuser u.a.);

2. Objekte der Post, der Telekom und anderer Versorgungsinstanzen (Briefkästen, 

Schaltschränke, Telefonzellen u.a.);

3. das Eigentum regionaler Verkehrsunternehmen (Haltestellen, Regen- und Wind-

schutzeinrichtungen, Fahrkartenautomaten, Bänke, Papierkörbe, Fahrpläne u.a.);

4. weitere öffentliche Einrichtungen wie Schulgebäude, Kirchen, gemeinnützige Woh-

nungsbaugesellschaften, Kindergärten und Polizeistationen, Gebäude von Gerichten 

und Verwaltungsbehörden sowie Ortsschilder und Straßenverkehrszeichen.

Es versteht sich von selbst, dass die Kommunen Schäden an derartigen Objekten nicht 

ohne Genehmigung in eigener Regie beseitigen können. Es empfiehlt sich jedoch, die 

örtlichen Repräsentanten - evtl. unter Beifügung von Fotografien - auf die Schäden 

hinzuweisen und deren Beseitigung anzuregen. Insoweit haben einzelne Gemeinden 

Roundtable-Gespräche durchgeführt, in denen gemeinsame Strategien besprochen 

wurden. Sollten hierauf keine Reaktionen erfolgen, wäre daran zu denken, vorgesetz-

ten Dienststellen die Beseitigung der Graffiti zu empfehlen und in geeigneten Fällen die 

Genehmigung zu erbitten, sie in eigener Regie entfernen zu dürfen.

Wegen der insoweit zu vermittelnden Einzelheiten darf auf das Merkblatt „Hauseigen-

tümer und Graffiti“ dieser Arbeitsmappe hingewiesen werden.

Es sollte auch hier darauf aufmerksam gemacht werden, dass im Wiederholungsfall die 

sofortige Beseitigung der Graffiti unerlässlich ist.
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Graffiti an privaten Bauwerken

Nachdem die Gebäude von Behörden von Graffiti gesäubert worden sind, sollten die 

Kommunen versuchen, private Hausbesitzer zu motivieren, die Verunzierung von ihrem 

Eigentum entfernen zu lassen.

Auch in diesem Bereich muss zunächst ein Schadensüberblick erstellt werden. Hierfür 

kann die Verwaltung die Ortsbeiräte zur Unterstützung heranziehen. Sollten diese aus 

welchen Gründen auch immer eine Mitarbeit ablehnen, könnten ersatzweise etwa 

Stadtteilbeamte der Polizei beratend tätig werden.

Anschließend sollte die Verwaltung die Hauseigentümer bitten, die Graffiti an ihren 

Gebäuden entfernen zu lassen und ihnen hierfür gleichzeitig Unterstützung anbieten, 

wobei der Inhalt dieser Arbeitsmappe hilfreich sein könnte. Es ist fast überflüssig zu 

erwähnen, dass die Zusage finanzieller Beihilfen einen erheblichen Motivationsschub 

auslösen wird. Auf das Beispiel der Stadt Frankfurt am Main sei hingewiesen, die für 

diesen Zweck erhebliche Mittel bereitgestellt hat.

Die Verwaltung der Kommunen sollte ferner die örtlichen Haus- und Grundstücksverei-

ne in ihre Bemühungen mit einbeziehen und dieses Segment der Graffitibeseitigung mit 

nachdrücklicher Öffentlichkeitsarbeit begleiten.

Kommunen und „legale“ Graffiti

Zu den umstrittenen Fragen dieses Gesamtkomplexes gehört die Frage, ob von Seiten 

der Kommunen Sprayern geeignete Flächen angeboten werden sollten, auf denen sie 

ihre Graffiti anbringen können - sog. „legale“ Graffiti.

Die Beantwortung dieser Frage muss den politisch verantwortlichen Gremien - vor

allem den Ortsbeiräten und Stadtverordneten - vorbehalten bleiben, da hier weltan-

schauliche, soziologische und ästhetische Grundüberzeugungen eine Rolle spielen.

Die Arbeitsgruppe möchte jedoch an dieser Stelle den Gremien insoweit Argumenta-

tions- und Entscheidungshilfen an die Hand geben.
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a) Geschichte, Strukturen und Motive jugendlicher Sprayer sind in dieser Arbeitsmappe 

in dem Merkblatt „Graffiti - eine Jugendkultur“ dargestellt. Dort sind auch die päda-

gogischen Gründe erwähnt, die legale Sprayaktionen sinnvoll erscheinen lassen 

können.

b) Demgegenüber darf nicht verkannt werden, dass es eine Reihe von Argumenten 

gibt, die deutlich gegen die Einrichtung „legaler“ Sprühflächen sprechen.

• Die Mehrzahl der engagierten Sprayer lehnen legale Aktionen ab, da ihnen dort 

der „Kick“ - also der Reiz, Verbotenes zu realisieren - fehlt.

• Die Annahme, durch Bereitstellung von entsprechenden Flächen würden Sachbe-

schädigungen eingedämmt werden, ist nicht haltbar.

In einer repräsentativen Umfrage unter Berliner Sprayern erklärten nur 15 % der 

Befragten, dass sie sich auf legales Besprühen von dafür freigegebenen Objekten 

beschränken würden; 20 % sprayen ausschließlich illegal, während der Rest bei-

de Formen realisiert.

• Sprayen ist nach Ansicht der Szene ein Risikosport; folglich ist legales Sprühen 

verpönt, man kann damit keinen „fame“ (= Ruhm) erreichen.

• Freigegebene Flächen sind für die große Gruppe jener Täter uninteressant, die 

Wände ausschließlich mit ihren „tags“ (Markenzeichen) beschmieren.

• Auch Sprayer, die ihre Tätigkeiten benutzen, um radikale, politische Thesen in 

Form von Graffiti zu publizieren (Aggressionssprayer), benutzen legale Sprüh-

flächen zwangsläufig nicht.

• Auf eine neue Form der Graffiti-Unkultur ist hinzuweisen:

Es werden von Tätern zunehmend Wahlplakate und Reklameflächen mit politi-

schen Parolen oder vermeintlich witzigen Sprüchen konterkariert, wobei diese 

Gruppe ebenfalls nie „legal“ sprühen wird.

• „Legale Graffiti“ können, insbesondere wenn sie gelungen sind, eine Vorbildfunk-

tion auf die Sprayer nachwachsender Generationen ausüben, denen keine freien 

Wände als „Übungsflächen“ zur Verfügung stehen; ihnen bleiben nur illegale

Aktivitäten.
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Belohnungen und Graffiti

In letzter Zeit sind von Städten und Kommunen, aber auch von Nahverkehrsbetrieben, 

der deutschen Städtereklame GmbH und anderen Institutionen Belohnungen („Kopf-

geld“) auf die Ergreifung von Graffititätern ausgesetzt worden. Die Höhe der Prämien 

ist unterschiedlich; sie erreicht eine Höhe von bis zu 1.000 €‚ die etwa die Stadt Mainz

den Hinweisgebern zahlt.

Der Erfolg derartiger Aktionen, die in Frankfurt auch vom Bundesgrenzschutz unter-

stützt werden, ist umstritten. Trotz Schaltung von Hotlines und aufwendigen Plakat-

aktionen waren Hinweise in der Vergangenheit eher die Ausnahme, obgleich etwa die 

Stadt Mainz in 115 Fällen Anzeigen erstattet hat, die auf derartige Hinweise zurück-

gehen. Der Grund für diese Zurückhaltung dürfte einmal in der Tatsache begründet 

sein, dass aus der „Szene“ keine Hinweise zu erwarten sind, da Solidarität in diesen 

Kreisen eine große Bedeutung hat. Für Privatpersonen ist ein Hinweis zum einen kei-

neswegs ungefährlich, zum anderen mangels Identifizierungsmöglichkeiten der Täter 

häufig wenig aussichtsreich.

Schließlich bestehen in der Bevölkerung - auch in Kreisen von Entscheidungsträgern -

nicht unerhebliche ideologische Vorbehalte gegenüber den dargestellten Maßnahmen. 

Die Frage, ob Belohnungen ausgesetzt werden sollen, muss daher letztlich von den 

jeweiligen politischen Mehrheiten entschieden werden, wobei vor großen Erfolgserwar-

tungen gewarnt wird.

Ordnungsverfügung und Graffiti

Die Probleme bei der strafrechtlichen Verfolgung von Graffiti-Sprayern werden in dem 

Merkblatt „Schadensersatz im Zivil- und Strafprozess“ der Arbeitsmappe dargestellt. 

Die Kommunen können durch eigene Maßnahmen die Anstrengungen der Justiz- und 

Polizeibehörden unterstützen. Das Ordnungsamt der Stadt Frankfurt am Main hat eine 

Ordnungsverfügung entwickelt und verwendet, in der bereits das Mitführen von Spray-

artikeln sanktioniert wird.

Ein Muster dieser Verfügung ist diesem Merkblatt als Anlage beigefügt.
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